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136  Der zweite Irak-Krieg, politisch ein Lust-, menschlich ein Trauerspiel
Auch der letzte Irak-Krieg ist nur ein kurzer Ausschnitt aus einem längeren politischen Vorhaben. Was aber allein schon diesen kurzen Abschnitt so interessant macht, das liegt in der Komprimierung der aufeinander abgestimmten Teilschritte, die bei vielen ähnlich gelagerten und planerisch aufgebauten Vorhaben zeitlich erheblich weiter auseinandergezogen sind.

Nachdem die Strukturen des Irak mit dem 1. Irak-Krieg im Jahre 1991 auf allen Gebieten erheblich geschwächt worden waren, worauf eine außenpolitische Isolierung folgte, bei der annähernd 2,5 Millionen Menschen im Irak umkamen, wurde der zweite Akt 2002 wiederum von den USA initiiert. Wieder die gleichen Anschuldigungen wie bereits 1990. Von der Unfreiheit des Irakischen Volkes, das von einem System nahe des Terrors unterdrückt würde, und welches darüber hinaus nicht nur für die Nachbarländer, sondern für die gesamte Welt, dank seiner Massenvernichtungsmittel, eine permanente Bedrohung sei. Von Welteroberungsabsichten des Irak war keine Rede. 

Nach einer ersten medienweiten Propagandainszenierung brachten die USA dann die UNO ins Spiel, die aufgefordert wurde, durch Kontrollmaßnahmen sicherzustellen, daß der Irak über keinerlei Massenvernichtungswaffen mehr verfügt. Mittels entsprechender Kriegsdrohungen konnte die Zustimmung der irakischen Regierung erreicht werden, so daß danach eine aufwendige Waffensuchaktion der Uno durchgeführt werden konnte. Nach mehrwöchiger Suche gab der Leiter der damit betrauten UNO-Kommission bekannt, daß keinerlei Massenvernichtungswaffen gefunden worden wären. Begleitet wurden die Kontrollen von einem militärischen Aufmarsch anglo-amerikanischer Truppen in den Nachbarländern.

Was die UNO-Kommission nicht gefunden hatte, das hatten aber offenbar amerikanische Geheimdienste entdeckt, so daß deren Präsident der irakischen Regierung ein Ultimatum stellte, nach der diese zurückzutreten und das Land zu verlassen habe. Nach Ablauf des Ultimatums begannen die anglo-amerikanischen Truppen, nicht auf Anweisung der UNO, die nun nicht mehr benötigt wurde, sondern auf Anweisung des amerikanischen Präsidenten, mit ihrem Einmarsch im Irak. Dieser traf auf nur geringen Widerstand. Die irakische Regierung und das irakische Militär waren untergetaucht, was den Irak aber nicht davor bewahrte, aufwendig bombardiert zu werden. Nach dem Einmarsch in Bagdad wurde auf Anweisung der Besatzungsmächte eine neue Regierung eingesetzt, deren Aufgabe es sein sollte, das Land auf die Einführung demokratischer Strukturen vorzubereiten. Um jeglichen eigenen Konflikt mit dem Iraknachbarn Türkei, der eigene Ansprüche gegen den Irak vorbrachte, zu vermeiden, forderte die USA Polen auf, die Besetzung der nördlichen Irakregion zu übernehmen. 

Nach der amerikanischen Besetzung Bagdads zeigte sich dann die von Saddam Hussein gewählte Verteidigungsstrategie. In tagtäglichen Überfällen auf die Besatzungstruppen wurden und werden diesen erhebliche Verluste zugefügt. Bald auch mußte der amerikanische Präsident öffentlich eingestehen, daß sein vorgeschobener Kriegsgrund, der Irak verfüge über Massenvernichtungswaffen, sich nicht bestätigt hatte. Aber wo man nun einmal das irakische Volk befreit und deren vorherige terroristische Regierung vertrieben habe, wolle man die Sache im Sinne des demokratischen Gedankens zu Ende bringen. 

Schon bald zeigte sich, daß die von Saddam Hussein gewählte Strategie, mit täglichen Anschlägen den Besatzungstruppen erhebliche Verluste zuzufügen, den amerikanischen Präsidenten politisch in Bedrängnis brachte. Angeblich wurde auch der finanzielle Teil des Kriegsunternehmens für die USA immer bedrückender, obwohl sie doch eine Region mit den größten Erdölreserven der Welt erobert hatten, mit deren Förderung allein jede Art von Besatzung leicht zu finanzieren sein sollte. 

Das eigentliche Problem der USA aber waren die täglichen Toten, die ihren, mit Sonnenbrillen und kugelsicheren Westen ausgerüsteten, Soldaten zugefügt wurden. Also wurde die UNO, die von den USA zuvor völlig ignoriert worden war, wieder ins Spiel gebracht. Nun sollte sie für die weitere Demokratisierung des Iraks sorgen. Nachdem die bundesdeutsche Regierung zuvor jede militärische Beteiligung am Krieg und an der Besetzung des Irak abgelehnt hatte, begann sie ihre Position dahin zu korrigieren, daß eine militärische Beteiligung nur dann möglich wäre, wenn ein UNO-Mandat vorliege. Die Uno aber will die Übernahme der Besatzungsaufgaben nur dann übernehmen, wenn ihr auch Teile der bisher einzig bei den USA liegenden Besatzungsrechte übertragen werden. 

Wie die amerikanische Regierung ihren künftigen Einsatz „für den Weltfrieden“ im Irak selbst einschätzte, das zeigte dann der amerikanische Präsident mit seiner Forderung an sein Parlament, von dem er die Bewilligung von 87 Milliarden Dollar für Militär und Geheimdienst forderte. Obwohl mit dem Irak ein Land besetzt wurde, das zu den Ländern mit den größten Erdölreserven der Welt zählt, wird trotz der mit der Besetzung vorgenommene Beschlagnahmung dieser Werte der Eindruck erweckt, als handele es sich für die USA um ein Zuschußgeschäft. Das ist der aktuelle Stand.

Nach verschiedensten Verhandlungen wird es wohl dazu kommen, daß die UNO eine entsprechende Resolution erläßt, nachdem ihr zuvor irgendwelche Rechte, mit Sicherheit aber keine wirtschaftlichen, übertragen wurden, woraufhin das gesamte Besatzungsrisiko auf die Mitgliedsstaaten verlagert wird, so daß sich in der Folge auch Bundeswehrsoldaten im Irak wiederfinden werden. 

Was wurde nun mit dem Krieg gegen den Irak erreicht? Endete er für die USA nur mit Teilerfolgen? Was waren die eigentlichen Ziele des Krieges und welche unterschiedlichen Interessenlagen trafen hier aufeinander?

Die gesamte Angelegenheit offenbart sich als ein weltweit inszeniertes Polit-Schauspiel. Tatsächlich bestanden nur zwei Interessenlagen, die der irakischen Regierung und die der USA. Die UNO und deren demokratische Mitgliedsstaaten werden von den USA dominiert und nach Belieben ins Spiel gebracht und eingesetzt. Neben dem Zugriff auf die Bodenschätze des Irak, die aber nur von sekundärer Bedeutung sind, ohne von den USA „übersehen“ zu werden, ist das eigentliche Kriegziel damit erreicht, wenn im Irak ein demokratisches System installiert ist. Und dieses Ziel wird garantiert erreicht. Da der Zweck jedes demokratischen Systems darin besteht, es mit wirtschaftlichen und finanziellen Abhängigkeiten politisch beherrschen zu können, reicht also eine Demokratisierung völlig aus, um damit jede eigenständige nationale Politik auch im Irak auszuschalten. 

Wird der Gesamtablauf der Ereignisse insgesamt betrachtet, so offenbart sich folgendes zentralgesteuertes Drehbuch: 

1. Es beginnt wie immer damit, daß der den Interessen der USA nicht unterworfene Staat moralisch-propagandistisch diffamiert wird.

2. Die Diffamierungen werden ergänzt um konkrete Anschuldigungen, in diesem Fall der Besitz von, den Weltfrieden gefährdenden, Massenvernichtungswaffen, von denen tatsächlich die USA die weltweit mit Abstand größten Vorräte besitzt.

3. Über eine abhängige internationale Organisation, in diesem Fall die UNO, macht die USA ihr Interesse zu einem internationalen, steigert den politischen Druck und sorgt unter Mitwirkung der von ihr abhängigen Demokratien für den Beschluß einer ersten operativen Aktion, im vorliegenden Fall die Waffenkontrollinspektionen.

4. Der Akzeptanz der jeder Souveränität hohnsprechenden Forderung wird durch die amerikanische Militärdrohung der nötige Nachdruck verschafft, womit die einheitliche Interessenlage aller Beteiligten offenliegt.

5. Völlig gleichgültig, zu welchem Ergebnis die UNO-Aktion führt, steigert die USA ihre propagandistischen Beschuldigungen bis zu dem Punkt, an dem sie glaubt, einen Krieg ohne größere Empörung beginnen zu können. 

6. Nachdem die weit überlegene anglo-amerikanische Militärmaschinerie (ihre Aufwendungen sind höher als die Militärausgaben der restlichen Welt) in kürzester Zeit den Irak besetzt hat, wird sofort mit der Installation eines abhängigen Herrschaftsapparates begonnen. 

7. Bald aber zeigt sich, daß die vormalige irakische Regierung sich ihre eigene Verteidigungsstrategie zurechtgelegt hat, die auf die zentrale Schwachstelle des gesamten amerikanischen Militarismus abzielt, der darin liegt, daß alle amerikanischen Soldaten nicht etwa für höhere Werte, sondern tatsächlich nur für ihre persönliche Existenz kämpfen. Als Toter aber haben auch sie die Grundlage ihrer Existenz verloren. Mit jedem toten amerikanischen Soldaten muß damit zwangsläufig deren politischer Oberbefehlshaber unter Druck geraten.

8. Aber auch für diesen Fall hat die US-Strategie eine politische Lösung in petto. Zunächst bringt sie wieder die UNO ins Spiel, die, nachdem sie ihren Zweck erfüllt hatte, völlig ignoriert worden war. Nachdem der Irak besetzt ist, soll nun die UNO, bzw. sollen ihre Mitgliedsstaaten dafür sorgen, daß das eigentliche US-Ziel des gesamten Krieges umgesetzt wird.  

9. Um das Schauspiel nicht zu offensichtlich werden zu lassen, darf die UNO nun nicht sofort zustimmen, sondern muß irgendwelche Forderungen an die USA stellen, im vorliegenden Falle die nach irgendwelchen Besatzungsrechten.

10. Nachdem diese von den USA nach „heftigster Gegenwehr“ zugestanden wurden, erklären sich die Mitglieder der UNO bereit, dem „Wunsch“ der USA nachzukommen und entsenden nun eigene Truppenverbände in den Irak, um die USA, wenn schon nicht vollständig abzulösen, so doch in größtem Umfang zu entlasten. 

11. Unter dem Mandat der Uno wird dann eine „Wahl“ durchgeführt, bei der jede der überhaupt wählbaren Parteien den Vorstellungen der USA entsprechen, wonach eine von den USA total abhängige Regierung im Irak installiert wird.

So sieht Politik heute aus. Ein nacktes Schauspiel, das aber nur dann möglich ist, wenn sich alle Fäden in einer Hand befinden. So sitzt heute nicht nur dessen Regisseur in den USA, sondern auch das Drehbuch wird einzig in den USA geschrieben. Und alle irgendwann und irgendwo auftretenden Akteure spielen ihren Part nach diesen Vorgaben und Anweisungen. Und doch: Die letzten, deren Vorteil die US-Regierung bei dieser Politik im Auge hat, sind die, die gemeinhin als amerikanische Bevölkerung bezeichnet werden.
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